
scheidungsgründe beschränken sich auf die Feststellung, 
daß die „Tarifvertragsvereinbarung“ für den staatlichen 
Einzelhandel vom 12. September 1951 nicht vorsehe, daß 
den Beschäftigten ein Anteil vom Gewinn auszuzahlen 
sei. Darauf kommt es aber nicht an. Wesentlich ist die 
Feststellung, daß die in Frage stehende Vereinbarung 
über Löhne, Gehälter und Rechtsbestimmungen für den 
staatlichen Einzelhandel vom 12. September 1951 eine 
Bestimmung über die Zulässigkeit und damit Wirksam­
keit anderer individueller Vereinbarungen über Löhne 
und Gehälter nicht enthält. Das Gericht durfte sich 
aber auch nicht auf die Untersuchung dieser kollektiven 
Vereinbarung beschränken. Denn die darin festgelegten 
Lohn- und Gehaltssätze selbst sollten durch den Ge­
winnbeteiligungsvertrag nicht geändert werden. Viel­
mehr sollte eine zusätzliche Entlohnung geschaffen 
werden, die dem Werktätigen einen Anreiz geben sollte, 
zur Erhöhung des Gewinns beizutragen, indem er an 
diesem teilnehmen konnte. Hierzu wäre es notwendig 
gewesen, festzustellen, daß auch die zusätzliche Ent­
lohnung für besondere Leistungen als Anreiz für die 
Erhöhung der Leistungen in einer kollektiven Verein­
barung geregelt ist, und daß somit der abgeschlossene 
Vertrag nur wirksam sein konnte, wenn in der hierfür 
zutreffenden kollektiven Vereinbarung die Ausnahme­
klausel enthalten ist. Das Gericht hätte hierbei zu der 
Feststellung kommen müssen, daß weder die Prämien­
ordnung vom 8. November 1951 noch die vom 14. August 
1953 Ausnahmen zulassen, daß sie zwingend gelten, und 
daß somit der abgeschlossene Vertrag nichtig ist, weil er 
gegen das in § 2 KVVO festgelegte Verbot verstößt. 
Die Entscheidung ist in sofern unzureichend, als sie den 
Verstoß gegen die Prämienordnung nicht als ausschlag­
gebend erkennbar macht. Der Hinweis, daß der Kläger 
Ansprüche nach der Prämienordnung geltend machen 
könne, genügt nicht.

2. In den Entscheidungsgründen wird wiederholt von 
der „Tarifvertragsvereinbarung“ für den staatlichen 
Einzelhandel gesprochen. Das ist zunächst rein wort­
bildungsmäßig gesehen widersinnig. Ein Vertrag ist eine 
Vereinbarung und eine Vereinbarung ein Vertrag, und 
ebenso wie es unmöglich ist, „Tarifvertragsvertrag“ zu 
sagen, verhält es sich mit dem in den Gründen ver­
wendeten Ausdruck. Dieser Lapsus hat natürlich seine 
Ursachen. Sie liegen, wie man aus der Begründung er­
sehen kann, darin, daß § 2 KVVO besagt, daß Aus­
nahmen zulässig sind, soweit sie im T a r i f v e r t r a g  
vorgesehen sind, während sonst von k o l l e k t i v e n  
V e r e i n b a r u n g e n  gesprochen wird, und daß die 
kollektive Vereinbarung für den staatlichen Einzel­
handel nicht als Tarifvertrag bezeichnet worden ist. 
Als „Tarifvertrag“ werden bei uns nur noch die über­
betrieblichen kollektiven Vereinbarungen über Arbeits­
bedingungen in der privaten Wirtschaft bezeichnet, 
während solche Vereinbarungen, soweit sie auch noch 
in der volkseigenen Wirtschaft und Verwaltung und 
in anderen staatlichen und gesellschaftlichen Einrich­
tungen abgeschlossen werden, L o h n - u n d G e h a l t s -  
a b k o m m e n  genannt werden. Aber nicht alle 
außerhalb der privaten Wirtschaft bestehenden über­
betrieblichen kollektiven Vereinbarungen tragen diesen 
Namen. Die für den staatlichen und für den genossen­
schaftlichen Einzelhandel abgeschlossenen wurden als 
„Vereinbarung über Löhne, Gehälter und Rechtsbestim­
mungen“ bezeichnet und teilweise wird auch der Be­
g r i f f  „Kollektivvertag“ (z. B. für die volkseigenen Film­
theater und die VEAB) benutzt. Diese unterschiedliche 
Bezeichnung resultiert daraus, daß die Lohn- und Ge­
haltsabkommen erstmals in der VO über den Neu­
abschluß der Kollektivverträge in den volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betrieben für das Jahr 1952 vom 
20. Mai 1952 (GBl. S. 384) vorgesehen wurden und die 
vorher abgeschlossen und weitergeltenden Verein­
barungen teilweise anders bezeichnet worden waren,

wie ja auch die kollektive Vereinbarung der Arbeits­
bedingungen für die staatliche Verwaltung noch heute 
dem Wortlaut nach ein „Tarifvertrag“ (VBV) ist.

Die unterschiedliche Bezeichnung der überbetrieb­
lichen kollektiven Vereinbarungen auf der örundlage 
des sozialistischen Eigentums einerseits und des Privat­
eigentums andererseits bringt deren wesensmäßigen 
Unterschied zum Ausdruck. Dieser Unterschied ist aber 
in der KVVO noch nicht berücksichtigt, er hat sich 
erst nach ihrem Erlaß herausgebildet; sie ist insofern 
veraltet. Infolgedessen muß man den § 2 dieser VO 
entsprechend den veränderten gesellschaftlichen Ver­
hältnissen anwenden. Wenn in ihm von „Tarifvertrag“ 
gesprochen wird, muß man ergänzen „und Lohn- und 
Gehaltsabkommen (einschließlich der anders bezeich­
nten überbetrieblichen kollektiven Vereinbarungen auf 
der Grundlage des sozialistischen Eigentums)“. Es fallen 
eben alle überbetrieblichen kollektiven Vereinbarungen 
darunter. Das hat das Gericht nicht erkannt. Darum 
hat es versucht, die Vereinbarung über Löhne, Gehälter 
und Rechtsbestimmungen für den staatlichen Einzel­
handel als „Tarifvertrag“ anzusprechen und ist zu der 
unüberlegten Wortbildung gekommen. Darin zeigt sich 
zugleich ein zu formales Herangehen an die gesetzlichen 
Bestimmungen.

Das Gericht hat auch den Charakter der Prämien­
ordnung für den staatlichen und genossenschaftlichen 
Einzelhandel nicht richtig erkannt und sie zu Unrecht 
als eine „Verordnung“ bezeichnet, während sie doch 
ebenso eine überbetriebliche kollektive Vereinbarung 
über Arbeitsbedingungen ist wie die „Vereinbarung über 
Löhne, Gehälter und Rechtsbestimmungen“. Es ist eine 
Ergänzung zu diesem (materiell gesehen) Lohn- und 
Gehaltsabkommen, sofern man ihr nicht völlige Selb­
ständigkeit als besonderes Lohn- und Gehaltsabkommen 
zuerkennen will. Wie man diese Frage auch entscheidet, 
es handelt sich bei der Prämienordnung um eine über­
betriebliche kollektive Vereinbarung, die ebenso von 
§ 2 KVVO erfaßt wird, wie die Tarifverträge und Lohn- 
und Gehaltsabkommen (einschließlich der anders be- 
zeichneten Vereinbarungen).

3. Bei der gegebenen Sachlage brauchte sich das 
Gericht nicht mit dem Argument der Beklagten aus­
einanderzusetzen, die neue Geschäftsleitung brauche für 
Verträge der alten nicht einzustehen. Trotzdem wäre 
es von erzieherischer Bedeutung gewesen, diese Be­
hauptung zum Anlaß zu nehmen, um die Beklagte ein­
dringlich auf den — vielen Leitungen von volkseigenen 
und genossenschaftlichen Betrieben noch unbekannten — 
Grundsatz hinzuweisen, daß ein Wechsel in der Be­
triebs- oder Geschäftsleitung an der Wirksamkeit der 
bestehenden Verträge nichts ändert. Vertragspartner ist 
immer der Betrieb, nicht eine bestimmte Leitung; der 
Betrieb ist aber verpflichtet, unabhängig davon, welche 
Leitung den Vertrag abgeschlossen hat. Wäre also die 
getroffene Vereinbarung an sich zulässig gewesen, so 
hätte die Beklagte trotz des Wechsels in der Geschäfts­
leitung verurteilt werden müssen.

Erhard P ä t z o l d ,  
komm. Direktor des Instituts für Arbeitsrecht 
der Martin-Luther-Universität in Halle * 1 2

Berichtigung
In dem Beitrag von C 1 a s s e „Zivilrechtliches Anschluß­

verfahren und Versicherung“ (NJ 1955 Heft 13) sind zwei sinn­
entstellende Druckfehler enthalten, die wir zu berichtigen 
bitten: i

1. Auf S. 401, linke Spalte, 3. Absatz, 10. Zeile muß es 
richtig „unerfreulicher“ (statt „erfreulicher“) heißen.

2. Auf S. 401, linke Spalte, Fußnote 7, vorletzte Zeile ist' 
das Wort „kein“ zwischen den Wörtern „Fahrlässigkeit“ und 
„Versicherungsschutz“ zu streichen.
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